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Das Wichtigste in Kürze
Zentrales Instrument des US-amerikanischen Infla-
tion Reduction Act (IRA) ist ein Förderprogramm für 
Klimaprojekte, dessen Umfang offiziell auf 369 Mrd 
US-Dollar geschätzt wird. Förderziele sind insbeson-
dere die Dekarbonisierung der Energieerzeugung 
und -nutzung. Mindestens 70 % des Programms für 
Klimaprojekte sollen private Investitionen in emissi-
onsarme Technologien subventionieren. Die Unter-
nehmen erhalten besonders hohe Subventionen, 
wenn ein großer Anteil der verwendeten Rohstoffe 
und Vorprodukte aus den USA stammt – oder aus 
Staaten, mit denen die USA Freihandelsabkommen 
haben. Das IRA-Fördervolumen für grüne Technolo-
gien entspricht ungefähr dem Umfang des Green 
Deal Industrial Plan der Europäischen Union (EU). 

Der größte Einzelposten des IRA sind die Subventio-
nen für emissionsarme und nachhaltige Elektrizi-
tätserzeugung. Hierfür sind 43,6 % des geplanten 
Fördervolumens als Steuergutschriften vorgese-
hen. Studien schätzen, dass der IRA die Preise für 
Strom in den USA um circa 1 ct je kWh senken wird. 
Der Ausbau erneuerbarer Energien sowie die Batte-
rie- und Wasserstoffförderung des IRA dürften die 
Nachfrage nach kritischen Rohstoffen steigern. 

Die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen des IRA 
für Europa schätzt der Sachverständigenrat Wirt-
schaft insgesamt als eher gering ein. Für einzelne 
Industriezweige könnten die Subventionen des IRA 
zwar die Standortattraktivität der USA erhöhen. 

Dringende Handlungsbedarfe ergeben sich jedoch 
schon aufgrund bestehender Energiepreisunter-
schiede, die sich deutlich stärker auf die relative 
Standortattraktivität der EU auswirken als der IRA. 

Handlungsoptionen 
 Reaktionen der EU-Mitgliedstaaten untereinan-

der abstimmen. Subventionswettlauf mit den 
USA und innerhalb der EU vermeiden. 

 EU-Förderprogramme anpassen: Bürokratische 
Hürden abbauen, Antragstellung vereinfachen, 
Förderung an Emissionsreduktion ausrichten. 

 Energieangebot und -infrastruktur zügig aus-
bauen, Anreize zur Angebots- und Nachfragefle-
xibilisierung erhöhen und europäische Koordina-
tion beim Infrastrukturausbau stärken, um Ener-
giepreise zu reduzieren. 

 Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen 
mit den USA zügig vorantreiben und bereits ver-
handelte Abkommen (zum Beispiel Mercosur) ra-
tifizieren. 

 Versorgung mit kritischen Rohstoffen sichern 
und diversifizieren: Abkommen mit rohstoffpro-
duzierenden Staaten schließen, heimische För-
derung und Recycling stärken und internatio-
nale Kooperationen ausbauen. 
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Am 16. August 2022 wurde in den USA der „Infla-
tion Reduction Act“ (IRA) mit Wirksamkeit zum 1. Ja-
nuar 2023 beschlossen.1 Als zentrales industriepo-
litisches Instrument enthält der IRA ein Förderpro-
gramm für Klimaprojekte, dessen Umfang für den 
Zeitraum von 2023 bis 2032 auf 369 Mrd US-Dol-
lar, teilweise sogar noch deutlich größer geschätzt 
wird. Förderziele sind insbesondere die Dekarboni-
sierung der Energieerzeugung und -nutzung. Damit 
beschleunigt der IRA die Klima-Zielerreichung der 
USA aller Voraussicht nach erheblich. 

Mindestens 70 % des Förderprogramms für Klima-
projekte sind zur Förderung privater Investitionen in 
emissionsarme Technologien vorgesehen. Der IRA 
schreibt keine konkreten Aufbau- oder Emissionsre-
duktionsziele für einzelne Sektoren oder Technolo-
gien vor. Stattdessen werden vorwiegend Anreize 
zum Umstieg auf emissionsarme Verfahren gesetzt, 
vor allem durch Steuergutschriften für Investitionen 
in und die Produktion mit überwiegend emissions-
armen Technologien. So sind 43,6 % des geplanten 
Fördervolumens für Steuergutschriften im Bereich 
der nachhaltigen Energieerzeugung vorgesehen. 
Viele dieser Steuergutschriften fallen dann beson-
ders hoch aus, wenn ein großer Anteil der verwen-
deten Rohstoffe und Vorprodukte aus den USA oder 
aus Staaten stammt, mit denen die USA Freihan-
delsabkommen haben.2  

In der Europäischen Union (EU) wird der IRA wegen 
möglicher Wettbewerbsverzerrungen und insbeson-
dere der Auflagen zur US-Produktion (Domestic-
Content-Regeln) kritisch gesehen. Es gibt Befürch-
tungen, dass europäische Fertigung, Investitionen 
und Forschung im Bereich von Schlüsseltechnolo-
gien in die USA abwandern könnten (von der Leyen, 
2022). Die steigende Nachfrage nach emissionsar-
men Technologien könnte zudem kurzfristig die 
Kosten für die Umsetzung der EU-Klimaziele erhö-
hen. Im Zeitverlauf dürften jedoch die Kosten durch 
den schnelleren Ausbau der Produktionsmengen in 
den USA aufgrund von Lern- und Skaleneffekten fal-
len (Kleimann et al., 2023).  

     
1 Der IRA besteht aus drei Säulen, von denen nur eine in diesem Policy Brief behandelt wird. Neben dem hier betrachteten Energie- und 

Klimaprogramm sieht der IRA eine Reform der Gesundheitsversorgung vor, die Medikamentenpreise reduzieren und den Affordable Care 
Act erweitern soll. Die Ausgaben und Steuererleichterungen sollen in der dritten Säule durch eine Reform und Anhebung der Unterneh-
mensgewinnsteuer auf mindestens 15 % und verbesserte Steuerdurchsetzung gegenfinanziert werden. Insgesamt soll der IRA das Defizit 
im Staatshaushalt um über 300 Mrd US-Dollar verringern (The White House, 2022).  

2 Bei gebrauchten Elektrofahrzeugen und Commercial Vehicles, darunter fallen auch Leasing-Fahrzeuge, gelten beispielsweise keine Dome-
stic-Content-Regeln für die Subventionsberechtigung (IRA Section 13402). 

Nach Einschätzung des Sachverständigenrates 
dürfte der IRA selbst nur geringe gesamtwirtschaft-
liche Auswirkungen in Europa haben. Für einzelne, 
zur Erreichung der Klimaziele relevante, Industrie-
zweige könnten die Produktions- und Investitions-
zuschüsse des IRA den Anreiz verstärken, in den 
USA statt in der EU zu investieren. Es ist allerdings 
zu erwarten, dass sich die ohnehin bestehenden 
deutlichen Energiepreisunterschiede im Vergleich 
dazu stärker auswirken. Hierdurch könnten ein-
zelne Wirtschaftszweige ihre derzeitige Wettbe-
werbsfähigkeit verlieren. Eine Ausweitung des Sub-
ventionsvolumens für emissionsarme Technologien 
in der EU als Reaktion auf den IRA könnte zu einem 
Subventionswettlauf führen, der für die EU und für 
die USA mit einem Wohlfahrtsverlust verbunden 
wäre. Dies sollte vermieden werden. Das Volumen 
der Förderung emissionsarmer Technologien ist in 
der EU ohnehin bereits auf dem Niveau des IRA. Al-
lerdings könnten die EU-Förderprogramme für Un-
ternehmen besser planbar und unbürokratischer 
ausgestaltet sowie die Genehmigungsverfahren be-
schleunigt werden. Fördermittel könnten zudem 
stärker an der Emissionsreduktion durch die geför-
derten Aktivitäten ausgerichtet werden. Dazu sind 
Fortschritte bei der Zertifizierung emissionsarmer 
Prozesse und Produkte notwendig, sinnvollerweise 
ausgerichtet auf den CO2-Fußabdruck. Angesichts 
der bestehenden Energiepreisunterschiede sollten 
Anstrengungen unternommen werden, um die Ener-
giepreise in der EU zu reduzieren. Um dies zu errei-
chen, sollte das Energieangebot ausgeweitet und 
die Energieinfrastruktur ausgebaut werden. Um die 
Rohstoffversorgung für die grüne Transformation, 
nicht zuletzt angesichts der steigenden globalen 
Nachfrage aufgrund des IRA, sicherzustellen, soll-
ten Fortschritte bei Abkommen zur Rohstoffversor-
gung mit rohstoffproduzierenden Staaten erzielt 
werden. Darüber hinaus sollte die EU die Ratifizie-
rung von bereits ausverhandelten Handelsabkom-
men anstreben und ruhende Verhandlungen zu 
Handelsabkommen, etwa mit den USA, wiederauf-
nehmen.  
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Energiesubventionen wirken über  
niedrigere Produktionskosten in die  
Realwirtschaft  
Der IRA subventioniert die Sektoren Energie, Verar-
beitendes Gewerbe und Mobilität nach offiziellen 
Schätzungen des US-Congressional Budget Office 
(CBO) direkt, über Darlehen, Transfers und Kredit-
bürgschaften, mit etwa 75 Mrd US-Dollar (Leggett 
und Ramseur, 2022). Dieser Betrag lässt sich in 
neue Förderprogramme (etwa 53 Mrd US-Dollar) 
und die Modifizierung oder Erweiterung bereits be-
stehender Programme (etwa 22 Mrd US-Dollar) un-
terteilen.  ABBILDUNG 1 Der überwiegende Anteil des 
IRA-Budgets ist jedoch für die steuerliche Förderung 
transformativer Investitionen, emissionsarmer Gü-
ter- und Energieproduktion und des Konsums nach-
haltiger Produkte vorgesehen.3 Das Gesamtvolu-

     
3 Neben den Domestic-Content-Anforderungen sind für die höchsten Fördersätze des IRA oft weitere Anforderungen zu erfüllen. So wird der 

Basisfördersatz bei CO2-neutraler Energiegewinnung um das Fünffache angehoben, wenn vorherrschende Lohnniveaus und Ausbildungs-
platzstandards erfüllt werden (The White House, 2022).  

men der steuerlichen Förderung ist grundsätzlich 
nicht gedeckelt. Bei stärkerer Inanspruchnahme 
der steuerlichen Förderung beträgt das geschätzte 
Volumen des Förderprogramms für Klimaprojekte 
das Doppelte (Credit Suisse, 2022) bis Dreifache 
(Bistline et al., 2023) der offiziellen Schätzung des 
CBO von 369 Mrd US-Dollar.  

Als Antwort auf den IRA hat die Europäische 
Kommission am 1. Februar 2023 den Green Deal 
Industrial Plan vorgestellt. Der Umfang des Green 
Deal Industrial Plans ist mit insgesamt rund 
510 Mrd Euro (rund 560 Mrd US-Dollar) dem des 
IRA-Programms je nach Schätzung der Ausgaben 
für die Steuergutschriften des IRA annähernd ver-
gleichbar. Jener umfasst umgeschichtete Förder-
mittel aus der Aufbau- und Resilienzfazilität des 
NextGenerationEU Fonds sowie aus dem Fonds 
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1 – Inkl. REACT-EU, Just Transition Fund & InvestEU. Mindestens 25 % des REACT-EU und 30 % des InvestEU sollen zu 
den EU-Klimazielen beitragen.  2 – Um den IRA und die ARF hinsichtlich ihrer Klimasubventionen vergleichbar zu machen, 
wurden die Anteile der Politikbereiche an den gesamten Klimaausgaben in den nationalen Plänen mit der Gesamtsumme 
verrechnet und ebenfalls in die Sektoren Energie, Verarbeitendes Gewerbe und Mobilität gegliedert.

Quellen: Congressional Budgetary Office (CBO), Congressional Research Service, Credit Suisse, Europäische Kommission, EZB, The White 
House, eigene Berechnungen
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REPowerEU (Holzhausen, 2023). Der Aufbauplan 
NextGenerationEU wurde von der EU im Jahr 2020 
beschlossen, um die Auswirkungen der Corona-
Pandemie abzumildern. Kernstück ist die im Febru-
ar 2021 in Kraft getretene Aufbau- und Resilienz-
fazilität (ARF) in Höhe von 724 Mrd Euro von der 
bislang 504 Mrd Euro beantragt wurden. Nach 
Schätzungen der Europäischen Kommission 
(2023a) beläuft sich der Anteil der Klimaausgaben 
bis 2026 auf etwa 40 % des Gesamtvolumens. 
Unter der Annahme, dass 40 % der beantragten 
Mittel für Klimaausgaben verwendet werden, flie-
ßen bislang circa 200 Mrd Euro dieser Verwendung 
zu. Weiterhin wurden im Rahmen von Next-
GenerationEU bestehende Programme, die zum 
Umbau hin zu einer grünen Wirtschaft beitragen 
sollen, aufgestockt. Aus der ARF blieben bislang 
Darlehen von etwa 220 Mrd Euro ungenutzt. Diese 
wurden in den EU-Fonds REPowerEU umge-
schichtet. Dieses insgesamt 310 Mrd Euro schwere 
Subventionsprogramm soll das europäische Ener-
giesystem bis 2030 nachhaltiger und unabhängiger 
machen. Zu den Mitteln des Green Deal Industrial 
Plan kommen noch rund 40 Mrd US-Dollar bereits 
abgerufene Mittel der ARF hinzu.  ABBILDUNG 1 

Zwischen dem IRA und den EU-Förderinstrumenten 
bestehen in Ausgestaltung und Wirkungsweise 
wichtige Unterschiede. Der IRA fördert vor allem in-
vestitions- und produktionsorientiert mit Steuergut-
schriften. Dabei steigt die Subventionssumme pro-
portional mit dem Investitions- oder Produktionsvo-
lumen. Bei Produktionsausweitungen werden also 
gleichbleibende zusätzliche Subventionen geleis-
tet. Grundsätzlich sind alle Vorhaben förderfähig, 
die bestimmte, im Voraus bekannte Kriterien erfül-
len.4 Die Vorhaben stehen nicht miteinander im 
Wettbewerb um ein fixes Gesamtvolumen an Sub-
ventionen. Zudem senken die Steuergutschriften 
des IRA die Kosten der Unternehmen für eine ver-
lässliche Zeitspanne (2023 bis 2032 und zum Teil 
darüber hinaus).5 Da die Gesamtfördersumme pro 
Unternehmen in der Regel nicht begrenzt ist, beste-

     
4 Beispielsweise hängt die Förderung pro Kilogramm Wasserstoff vom CO2-Abdruck ab. Der Grundfördersatz beträgt 0,60 US-Dollar pro Ki-

logramm Wasserstoff multipliziert mit dem anzuwendenden Prozentsatz zwischen 20 % und 100 % abhängig vom CO2-Ausstoß im Produk-
tionsprozess. Der Grundfördersatz kann erhöht werden, wenn weitere Kriterien erfüllt werden (vgl. unten; IRA Section 13204). 

5 Zum Beispiel werden die Produktionsmengen von Wasserstoff aller berechtigter Produktionsanlagen, die vor dem 1.1.2033 in Betrieb 
gehen, ab Betriebsbeginn für zehn Jahre gefördert (IRA Section 13204). Bei erneuerbaren Energien gelten die Förderungen für zehn Jahre 
ab Betriebsbeginn, wenn der Baubeginn für das Kraftwerk vor dem 1.1.2025 liegt (IRA Section 13101).  

6 So fördern alle bisherigen IPCEIs mit einer Gesamtsumme von 31,7 Mrd Euro FuE-Projekte. Nur eines, Hy2Use, fördert auch den Aufbau 
von Wasserstoffinfrastruktur. Hingegen wird mit dem Innovation Fund, in den Einnahmen aus den CO2-Zertifikatvergaben fließen, auch der 
Aufbau von Produktionsstätten subventioniert (Europäische Kommission, 2023b, 2023c). 

hen Anreize zur Ausweitung der Produktionskapazi-
täten (Investitionsförderung) und des Produktions-
volumens (Produktionsförderung). Die induzierte 
Kostensenkung verbessert somit die angebotsseiti-
gen Rahmenbedingungen der betroffenen Sekto-
ren, die über geringere Kosten direkt auf die real-
wirtschaftliche Aktivität in den subventionierten 
Sektoren sowie in vor- und nachgelagerten Sekto-
ren wirken. Wenn die Produktionsausweitung mit 
Lerneffekten einhergeht, dürften Skalenerträge der 
Unternehmen weiter steigen. Es dürfte bei der Inan-
spruchnahme der Subventionen aber auch zu Mit-
nahmeeffekten durch Unternehmen, die die Sub-
ventionen nicht benötigen, kommen, beispielswei-
se aufgrund von Kostendegressionen infolge von 
Lerneffekten. 

Während der Förderansatz des IRA die Planungssi-
cherheit der Unternehmen in den Vordergrund 
stellt, ist der Förderansatz der EU mit einer höheren 
Planungssicherheit und Kontrollmöglichkeit für den 
Staat verbunden. Denn anders als beim IRA müs-
sen deutsche und EU-Fördermittel oft aufwendig 
beantragt werden. Über ihre Bewilligung, Förder-
höhe, -zweck und -dauer wird im Einzelfall entschie-
den. Das Gesamtvolumen direkter Produktionssub-
ventionen ist in der EU oft gedeckelt. Damit entsteht 
ein Wettbewerb mit dem Ziel, dass die wettbe-
werbsfähigsten Unternehmen die Subventionen er-
halten. Solch eine wettbewerbliche Vergabe erfolgt 
beispielsweise bei den wichtigen Vorhaben von ge-
meinsamem europäischem Interesse (Important 
Projects of Common European Interest, IPCEI). An-
gesichts der komplexen Antragsverfahren ist aber 
unsicher, wie effizient solche Verfahren die Mittel 
zuteilen. Zudem werden große Teile der Fördermit-
tel in EU und Deutschland, auch bedingt durch die 
Regularien des EU-Binnenmarkts, nicht investiti-
ons- oder produktionsorientiert, sondern beispiels-
weise als FuE-Subvention vergeben, die sich erst 
mittelbar in effizienteren Produktionsprozessen  
oder neuen Produkten niederschlagen.6 
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Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen  
durch US-Energiekostensenkungen  
dürften gering ausfallen  
Der größte Einzelposten der IRA-Förderung sind laut 
CBO (2022) mit etwa 30 % des Gesamtvolumens 
Subventionen für emissionsarme Elektrizitätserzeu-
gung. Verschiedene Abschätzungen legen nahe, 
dass der IRA die Elektrizitätspreise in den USA in 
den kommenden zehn Jahren voraussichtlich um 
bis zu 1 ct pro kWh senken dürfte (Roy et al., 2022; 
Bistline et al., 2023; EIA, 2023). Da Energiepreise 
Produktions- und Investitionsentscheidungen von 
Unternehmen beeinflussen (Bae, 2009) dürften 
diese Energiekosteneinsparungen zum einen die 
Standortwahl multinationaler Unternehmen und so-
mit ausländische Direktinvestitionen (Barteková 
und Ziesemer, 2019) zugunsten der USA beeinflus-
sen. Zum anderen dürfte die Wettbewerbsfähigkeit 
von bereits in den USA ansässigen Unternehmen 
verbessert werden.  

Im Vergleich zu den ohne den IRA erwarteten sowie 
den historischen Energiekostenunterschieden zwi-
schen der EU und den USA ist die durch den IRA be-
wirkte Energiekostensenkung jedoch gering. Die 
börslichen Strompreise der EU überstiegen die der 
USA in den vergangenen Jahren deutlich. Zwischen 
2010 und 2019 lag der börsliche Strompreis in 

Deutschland um etwa 1,2 ct pro kWh über dem 
Strompreis in den USA. Die Differenz stieg seit Mitte 
des Jahres 2021 drastisch an und erreichte ihr bis-
heriges Maximum zu Beginn des vierten Quartals 
2022. Über die letzten 100 Handelstage vor dem 
5. Mai 2023 lag die Differenz durchschnittlich bei 
9 ct pro kWh, dem etwa zweieinhalbfachen des 
Strompreises in den USA. Für eine Abschätzung der 
zukünftigen Entwicklungen können Markterwartun-
gen in Form von Terminpreisen herangezogen wer-
den (JG 2022 Ziffer 302). Die Differenz der Strom-
terminpreise für die USA und Deutschland wird bis 
zum Jahr 2030 voraussichtlich im Durchschnitt bei 
etwa 6,6 ct pro kWh liegen. Die Strompreissenkung 
durch den IRA würde demnach 15 % der durch-
schnittlichen Strompreisdifferenz ausmachen.  AB-

BILDUNG 2  

Ein Energiepreisdifferenzial zwischen zwei Ländern 
von 10 % wäre mit 0,2 % höheren Importen, aus 
dem Land mit niedrigen Energiepreisen in das Land 
mit höheren Energiepreisen, verbunden (Sato und 
Dechezleprêtre, 2015). Ein Anstieg des Strompreis-
unterschieds zwischen den USA und der EU um 
knapp 15 % könnte demzufolge mit einem Anstieg 
der Importe aus den USA um weniger als 0,3 % ein-
hergehen, da der Stromanteil des durchschnittli-
chen Energiemixes deutlich unter 100 % liegt (in 

1 – Die Abbildung zeigt den Verlauf der börslichen Strompreise für die USA und Deutschland zwischen 2010 und Juni 
2023 sowie die durch Terminpreise verschiedener Handelstage ausgedrückten erwarteten zukünftigen Strompreise. 
Zusätzlich zeigt die Abbildung die kontrafaktisch erwarteten Strompreise für die USA ohne Berücksichtigung des IRA 
(Inflation Reduction Act). Dazu wurde die von Roy et al. (2022) projizierte Differenz der Strompreise in den USA den 
Terminpreisen aufgeschlagen.  2 – Für die USA Preise in US-Dollar/kWh umgerechnet in Euro/kWh. Für die Um-
rechnung der Terminpreise wird der letzte verfügbare Tageskurs verwendet.  3 – Projektion von Roy et al. (2022), 
ohne Berücksichtigung des IRA.

Quellen: EEX, EZB, PJM, Refinitiv Datastream, Roy et al. (2022), eigene Berechnungen
© Sachverständigenrat | 23-137-02
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Deutschland beispielsweise zwischen 35 % und 
65 % (JG 2022 Ziffer 316)). Davon dürften insbe-
sondere energieintensive Güter betroffen sein. Ei-
nen ähnlich geringen Effekt finden Wolverton et al. 
(2022). Diese Studie zeigt, dass die Produktion der 
US-Industrie um 0,8 % sinkt, wenn der Strompreis 
um 10 % ansteigt. 

Auch in der Vergangenheit ist es zu starken Verän-
derungen des Energiekostenunterschieds zwischen 
den USA und anderen Ländern gekommen. So hat 
die umfassende Ausweitung der Schiefergasförde-
rung in den USA dazu geführt, dass der Erdgaspreis 
(TTF) in Europa zwischen 2006 und 2015 um knapp 
140 % über dem Erdgaspreis (Henry Hub) in den 
USA lag, während er zwischen 1995 und 2005 
knapp 4 % darunter lag (IWF, 2023). Die Auswirkun-
gen der Ausweitung der Schiefergasförderung kön-
nen daher Anhaltspunkte liefern, um die ökonomi-
schen Konsequenzen einer IRA-bedingten Strom-
preissenkung in den USA abzuschätzen. So zeigt 
Melick (2014), dass Produktion und Beschäftigung 
des Verarbeitenden Gewerbes in den USA trotz der 
Preisvorteile durch die Schiefergasförderung im 
Vergleich zu Europa um lediglich 2 bis 3 % gestie-
gen sind. Der IRA entspricht je nach Schätzung zwi-
schen einem Viertel bis zu zwei Dritteln der akku-
mulierten Kostenersparnis durch die Ausweitung 
der Schiefergasförderung, die im Zeitraum von 
2008 bis 2017 etwa 1 400 Mrd US-Dollar betrug. 
Vor diesem Hintergrund dürfte die Energiekosten-
senkung durch den IRA eher geringe Auswirkungen 
auf die US-Produktion und auf Produktionsverlage-
rungen in die USA haben. Dagegen könnten die be-
reits bestehenden Strompreisunterschiede zwi-
schen den USA und Deutschland größere Auswir-
kungen haben. 

Nicht zuletzt beträgt der Anteil der Energiekosten 
am Umsatz von Unternehmen des Verarbeitenden 
Gewerbes in Deutschland im Durchschnitt lediglich 
2,3 % (Datenstand 2016 bis 2018). Dabei beste-
hen jedoch erhebliche Unterschiede zwischen Un-
ternehmen und Wirtschaftszweigen. Für das Me-
dian-Unternehmen liegt der Anteil der Energiekos-
ten am Umsatz lediglich bei 1,6 %, für viele Unter-
nehmen sogar unter 1 % (JG 2022 Ziffern 318 ff.). 
Nur eine kleine Anzahl sehr energieintensiver Unter-
nehmen dürfte allein durch die IRA-bedingte Reduk-
tion der Strompreise in den USA ihre Investitions-
entscheidungen revidieren. Gleichzeitig gibt es Hin-
weise darauf, dass sich Unternehmen gut an 

veränderte Strompreise anpassen können, indem 
sie den Energieverbrauch senken, ohne dass sich 
die Arbeitsnachfrage oder ihre Wettbewerbsposi-
tion ändern (von Graevenitz und Rottner, 2022; von 
Graevenitz et al., 2023).  

Einzelne Industriezweige könnten vom  
IRA stärker betroffen sein 
Neben der Senkung der relativen Energiepreise in 
den USA werden die direkte Produktionsförderung 
für emissionsarme Technologien sowie Kaufprä-
mien für emissionsarme Produkte Auswirkungen 
auf globale Wertschöpfungsketten und einzelne In-
dustriezweige europäischer Volkswirtschaften ha-
ben. So geht vom IRA ein Nachfrageimpuls für euro-
päische Hochtechnologie in der Erzeugung emissi-
onsarmer Energieträger aus. Zum Beispiel sind 
deutsche Hersteller bei der Herstellung von effizien-
ten Elektrolyseuren technologisch führend (OECD, 
2023), eine Technologie, die in den USA für die 
durch den IRA geförderte Herstellung grünen Was-
serstoffs verstärkt nachgefragt werden wird (NWR, 
2022).  

Bei der Wasserstoffindustrie handelt es sich um 
eine sogenannte Infant Industry, bei der erhebliche 
Unsicherheit über zukünftige Marktstrukturen und 
internationale Wettbewerbspositionen besteht. Mo-
mentan befinden sich sowohl die wasserstoffprodu-
zierende als auch die -nutzende Industrie in einer 
frühen Entwicklungsphase. In den USA dürfte der 
IRA zu Lerneffekten und Effizienzgewinnen entlang 
der gesamten Wertschöpfungskette führen. Ob die-
se Lerneffekte allerdings langfristig zu substanziel-
len Wettbewerbsvorteilen der USA gegenüber Eu-
ropa führen werden, ist schwer abzuschätzen. 
Schließlich könnte es auch in Europa nach der An-
passung der globalen Wertschöpfungsketten zu ge-
wissen Spillover-Effekten kommen. Unklar ist da-
bei, wie schnell es zu internationalen Wissenstrans-
fers der potenziellen Lerneffekte kommt. So wur-
den bei verschiedenen Generationen von Halblei-
tern unterschiedliche Grade von Lerneffekten sowie 
Wissenstransfers, sowohl innerhalb von Unterneh-
men als auch international zu anderen Unterneh-
men, festgestellt (Irwin und Klenow, 1994; Gruber, 
1998). 

Die Steuergutschriften für die Wasserstoffherstel-
lung in den USA betragen bis zu 3 US-Dollar pro kg 
produziertem Wasserstoff mit einer zehnjährigen 
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Laufzeit oder alternativ einmalig bis zu 30 % der In-
vestitionskosten (The White House, 2023)7. Schät-
zungen zufolge verringern die Produktionsförderun-
gen die Herstellungskosten von grünem Wasser-
stoff in den USA kurzfristig von über 4 auf 0,9 bis 
1,2 US-Dollar pro kg, verglichen mit etwa 4 Euro 
(4,4 US-Dollar) in Europa (NWR, 2022). Mit diesem 
Kostenvorteil liegt der Preis für grünen Wasserstoff 
in den USA in etwa gleichauf mit dem Preis für kon-
ventionellen fossilen Wasserstoff. Angesichts der 
derzeit noch hohen Transportkosten und der zu er-
wartenden Nachfrage nach grünem Wasserstoff in 
den USA ist es jedoch relativ unwahrscheinlich, 
dass in den kommenden Jahren große Mengen an 
subventioniertem grünen Wasserstoff aus den USA 
nach Europa importiert werden.8  

Niedrige Kosten für grünen Wasserstoff werden 
wahrscheinlich die Einführung von emissionsarmen 
Produktionstechnologien in den USA beschleuni-
gen, zum Beispiel in der Stahl- oder Ammoniakpro-
duktion. Die emissionsarme Produktion in diesen 
Industrien wird kostengünstiger sein als in Europa, 
was zu einer Importsubstitution führen könnte. Die-
ser Effekt wird in Branchen, in denen grüner Was-
serstoff einen größeren Anteil an den Gesamtkos-
ten ausmacht, wie zum Beispiel in der Ammoniak-
produktion, von größerer Bedeutung sein (Egerer et 
al., 2023b). In der Stahlproduktion, wo die Kapital-
kosten für die Anlagen zur Herstellung von Eisen 
durch Direktreduktion und von Stahl durch Elektro-
lichtbogenöfen einen großen Anteil an den Gesamt-
kosten ausmachen (Egerer et al., 2023a), könnte 
die Importsubstitution weniger relevant sein. 

Die beträchtliche Subventionierung von grünem 
Wasserstoff dürfte ein Anreiz sein, in den USA große 
Kapazitäten für seine Herstellung aufzubauen. 
Dementsprechend wird erwartet, dass die Nach-
frage nach Elektrolyseuren zur Herstellung von grü-
nem Wasserstoff in den USA steigen wird. Der Na-
tionale Wasserstoffrat erwartete im Dezember 
2022 bei einem unterstellten Anteil von zwei Drit-
teln grünen Wasserstoffs am Wasserstoffbedarf der 
USA eine dort erforderliche Elektrolyseleistung im 

     
7  Die Förderung differenziert nach den CO2-Emissionen der Wasserstoff-Produktion über den gesamten Lebenszyklus und beträgt unter der 

Annahme, dass die Anforderungen an Arbeitsstandards und Ausbildungsplätze erfüllt werden, 60 ct pro kg für Wasserstoff mit einem CO2-
Fußabdruck zwischen 4 und 2,5 kg CO2 pro kg Wasserstoff, 75 ct pro kg bei einem CO2-Fußabdruck zwischen 2,5 und 1,5 kg, 1 US-Dollar 
bei einem CO2-Fußabdruck zwischen 1,5 und 0,45 kg und 3 US-Dollar bei einem CO2-Fußabdruck von weniger als 0,45 kg (Internal Revenue 
Code Title 26 Section 45V). Eine analoge Abstufung wird bei den Investitionskostenzuschüssen vorgenommen. 

8  Die Transportkosten von Wasserstoff von den USA (Texas) nach Europa (Portugal) betragen aktuell 2,1 bis 2,7 US-Dollar pro kg (IEA, 
2022a). Dabei wird die kürzeste Distanz angenommen (Luftlinie 7 500 km). 

Jahr 2030 von etwa 78 GW zur Herstellung grünen 
Wasserstoffs (NWR, 2022). Dem stehen nur etwas 
mehr als 10 GW-Kapazität gegenüber, die Schät-
zungen zufolge bis 2030 in den USA ohne den IRA 
aufgebaut worden wären (IEA, 2022b). Im Vergleich 
dazu sind in Europa bis zum Jahr 2030 bislang Pro-
jekte mit einer Kapazität von 40 GW geplant und 
die Ziele der EU sehen einen Ausbau auf insgesamt 
95 GW bis zum Jahr 2030 vor. Die Nachfrage in der 
EU dürfte dementsprechend ähnlich groß sein wie 
die Nachfrage in den USA. 

Die erhöhte Nachfrage nach Elektrolyseuren dürfte 
allerdings nicht zu Versorgungsengpässen in Eu-
ropa führen. Nach Berechnungen der IEA aus dem 
dritten Quartal 2022 beträgt die weltweite Lieferka-
pazität von Elektrolyseuren im Jahr 2023 rund 
21,5 GW. Sie dürfte in den kommenden Jahren je-
doch stark wachsen. Die Gesamtproduktionskapa-
zität bis zum Jahr 2030 dürfte 374,1 GW betragen 
(IEA, 2022b). Dementsprechend würde etwa ein 
Fünftel der zwischen 2023 und 2030 erwarteten 
Elektrolyseur-Produktion benötigt werden, um die 
geschätzte Nachfrage in den USA zu decken. Aller-
dings wurde vor dem IRA eine Überkapazität der 
Elektrolyseur-Produktion im Vergleich zu den ange-
kündigten grünen Wasserstoffprojekten von mehr 
als 100 GW bis 2030 erwartet (IEA, 2022b). Die zu-
sätzliche Nachfrage aus den USA ist geringer als 
diese Überkapazität. Darüber hinaus wird erwartet, 
dass die erhöhte Nachfrage aufgrund der IRA-Sub-
ventionen den Preis für Elektrolyseure in die Höhe 
treibt und dadurch wiederum das Angebot an Elek-
trolyseuren erhöht. Durch diese Marktmechanis-
men dürften die oben genannten Schätzungen des 
Elektrolyseurangebots eine Untergrenze für die in 
diesem Zeitraum produzierte Menge darstellen. Ob 
es aber tatsächlich zu einer Ausweitung der Elek-
trolyseur-Produktion kommt, hängt maßgeblich von 
der Verfügbarkeit kritischer Materialien wie Iridium 
ab (IEA, 2022a). 
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Die Herkunftsländer von Elektrolyseuren mit den 
größten Marktanteilen im Jahr 2022 waren China 
und Europa mit 55 % beziehungsweise 30 %, wäh-
rend auf Nordamerika knapp 12 % entfielen (IEA, 
2022b). Für deutsche Hersteller wie ThyssenKrupp 
und Siemens Energy bewirkt die Ausweitung der 
Nachfrage in den USA eine Vergrößerung des Ex-
portpotenzials. Die USA sind bereits ein bedeuten-
der Absatzmarkt deutscher Exporte.  ABBILDUNG 3 Da 
die Investitionsförderung für Wasserstoffprodukti-
onsstätten den Domestic-Content-Bestimmungen 
des IRA unterliegt, können Anreize für deutsche 
Hersteller entstehen, Elektrolyseure in den USA zu 
produzieren.9 Dies dürfte zusammen mit der wach-
senden Nachfrage und somit steigender Markt-
größe dazu führen, dass Produktionskapazitäten 
für Elektrolyseure in den USA aufgebaut werden. Al-
lerdings ist nicht mit starken negativen Effekten auf 
den Ausbau der Elektrolyseurproduktion in Europa 
zu rechnen, da der hiesige Markt ebenfalls be-
trächtlich ist und europäische Unternehmen in die-
sem Bereich führend sind.  

Auch bei anderen Industrien könnte es mittelfristig 
zu einer Verlagerung von Investitionsaktivitäten in 

     
9 Die Investitionskostenförderung für grüne Energiegewinnung steigt um bis zu 10 Prozentpunkte von 30 % auf 40 %, wenn Domestic-Con-

tent-Bestimmungen bei den im Kraftwerk verwendeten Materialien wie Stahl aber auch verarbeiteten Inputs wie den Elektrolyseuren erfüllt 
werden (IRA Section 13102). Für verarbeitete Produkte wie Elektrolyseure beträgt der erforderliche Domestic Content aller in einem Projekt 
verbauten verarbeiteten Produkte 40 % im Jahr 2023 und steigt auf 55 % im Jahr 2026 (IRS, 2023). Die Produktionssubventionen für 
grünen Wasserstoff enthalten dagegen keine Domestic-Content-Bestimmungen für die verwendeten Elektrolyseure (Internal Revenue Code 
Title 26 Section 45V). 

die USA kommen. Die USA sind schon aufgrund des 
großen Absatzmarkts ein attraktiver Produktions-
standort. Durch eine Senkung der Kosten und eine 
Erhöhung der Nachfrage steigert der IRA die Attrak-
tivität des Produktionsstandortes USA für ausländi-
sche Unternehmen weiter. So fährt Tesla seine 
Pläne für den Ausbau der Batterieproduktion in 
Deutschland zurück, und auch der Batterieherstel-
ler Northvolt aus Schweden hat den Bau einer Fa-
brik in Deutschland vorerst gestoppt (Greive et al., 
2023). Gleichzeitig plant Volkswagen, bereits be-
stehende Produktionskapazitäten, insbesondere 
zur Batterieproduktion, in den USA auszubauen 
(Volkswagen Group, 2023).  KASTEN 1 Auch in der 
Stromerzeugung, der Luftfahrt und in der Metallver-
arbeitung könnten Investitionen in Europa potenzi-
ell ausbleiben (Aurubis, 2022; White et al., 2022). 
Allerdings ist unklar, inwieweit es sich hierbei um 
Mitnahmeeffekte bei schon getroffenen Investiti-
onsentscheidungen handelt, die auch ohne die 
Subventionen des IRA getätigt worden wären. Un-
ternehmen, die über begrenzte Investitionsmittel 
verfügen, könnten infolge höherer Investitionen in 
den USA ihre Investitionstätigkeit in Europa redu-

1 – Gemäß Harmonisierten System (HS). Maschinen, Apparate und Geräte für die Galvanotechnik, Elektrolyse oder 
Elektrophorese.  2 – Elektrische Maschinen, Apparate, Geräte und andere elektrotechnische Waren, Teile davon; 
Tonaufnahme- oder Tonwiedergabegeräte, Bild- und Tonaufzeichnungs- oder -wiedergabegeräte, für das Fernsehen, Teile 
und Zubehör für diese Geräte.

Quellen: International Trade Centre, eigene Berechnungen
© Sachverständigenrat | 23-113-01

Anteil von Maschinen für Galvanotechnik, Elektrolyse und -phorese1 an den deutschen Exporten 
von Elektrotechnik2
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zieren. Beispielsweise gibt es empirische Evidenz 
aus den USA, dass finanzierungsbeschränkte Un-
ternehmen, die an einem ihrer Standorte neue In-
vestitionsmöglichkeiten erhalten, Kapital und Ar-
beit aus anderen Standorten abziehen und dorthin 
verlagern (Giroud und Mueller, 2015). Das könnte 
das in Europa verfügbare Kapital für die grüne 
Transformation in der EU verknappen.  

Eine Verlagerung von Produktionsstätten für Pro-
dukte zur grünen Transformation in die USA könnte 

zudem mittelfristig dazu führen, dass Forschung 
und Entwicklung ebenfalls verlagert werden. Dies 
könnte die Innovationskraft Europas verringern. So 
zeigen Fort et al. (2020), dass innerhalb von Unter-
nehmen die Innovationskraft in FuE-Standorten in 
geografischer Nähe zu Produktionsstätten wesent-
lich stärker ist als in FuE-Standorten in weiterer Ent-
fernung. Allerdings handelt es sich bei Innovationen 
an neu errichteten Standorten zumeist um neue An-
wendungen vorhandener Verfahren sowie um Pro-
zessinnovationen (Gumpert et al., 2023). 

 

 KASTEN 1  

Markt für Elektromobilität dürfte durch den IRA in den USA, aber auch weltweit, wachsen 

Mit dem IRA werden für den Zeitraum von 2023 bis 2032 Steuergutschriften für E-Autos einge-
führt, die beim Kauf oder Leasing von Neuwagen eine Förderung von bis zu 7 500 US-Dollar je 
Auto vorsehen (Krämer, 2023). Die Anzahl an Autos, die tatsächlich für die Förderung qualifiziert 
sind, wird jedoch deutlich begrenzt durch weitere Kriterien wie den Höchstverkaufspreis für  
E-Autos in Höhe von 55 000 US-Dollar (ausgenommen sind Vans, Geländewagen und Kleintrans-
porter, für die eine Grenze von 80 000 US-Dollar gilt) und ein maximales Haushaltseinkommen, 
bis zu dem die Käufer die Subvention erhalten. Zudem gelten Anforderungen hinsichtlich des 
Anteils der heimischen Produktion beziehungsweise der Produktion in einem Land, mit dem die 
USA ein Freihandelsabkommen haben. Diese Anforderungen werden im Zeitverlauf strenger: Der 
erforderliche Anteil bei der Batterieproduktion sowie bei den verbauten kritischen Rohstoffen 
steigt von derzeit 50 % Jahr für Jahr bis 2029 auf 100 % an. Zudem müssen die Fahrzeuge in 
Nordamerika endmontiert werden (U.S. Congress, 2022).  

Schätzungen zur Nutzung dieser Fördermittel und zum Effekt des IRA auf den Absatz von  
E-Autos weichen erheblich voneinander ab. Aus der vom Congressional Budget Office geschätzten 
Summe von 14,1 Mrd US-Dollar ergibt sich unter der Annahme einer maximal erzielbaren Förde-
rung mit 7 500 US-Dollar eine erwartete durchschnittliche jährliche Fördermenge von gut 
200 000 E-Autos (Berechnung basierend auf CBO, 2022). Bistline et al. (2023) schätzen deutlich 
höhere Kosten von 390 Mrd US-Dollar bis 2031, was knapp 5,8 Millionen geförderten E-Autos 
pro Jahr entspricht. Basierend auf dieser Schätzung würde sich der Anteil der E-Autos an allen 
verkauften Neuwagen von etwa 7 % im Jahr 2022 auf 44 % im Jahr 2030 erhöhen. Ohne IRA 
rechnen die Autoren mit einem Anstieg auf 32 %. Die IEA (2023) schätzt unter Berücksichtigung 
aktuell implementierter Politikmaßnahmen, inklusive des IRA, einen ähnlich hohen Anteil von 
knapp 50 % im Jahr 2030. In der letzten Schätzung vor Verkündung des IRA wurde dagegen für 
2030 lediglich ein Anteil von 20 % E-Autos an allen Neuwagen in den USA erwartet (IEA, 2022c).  

Außerhalb der USA dürfte die IRA-Förderung ebenfalls zu einer Ausweitung des globalen Mark-
tes für E-Autos führen. So wurden für das Jahr 2030 sowohl der erwartete Anteil von E-Autos an 
allen Neuwagen in Europa von 40 % auf knapp 60 % als auch der projizierte globale Absatz an  
E-Autos von 30 Millionen auf 40 Millionen aufwärts revidiert (IEA, 2022c, 2023). Europa wäre mit 
10,5 Millionen abgesetzten E-Autos im Jahr 2030 weiterhin ein größerer Absatzmarkt als die USA 
mit 8,2 Millionen verkauften E-Autos (IEA, 2023). Marktnahe Produktion dürfte aufgrund höherer 
Transportkosten bei E-Autos von noch größerer Bedeutung sein als bei Autos mit Verbrennungs-
motor (Klier und Rubenstein, 2022).10 Zudem werden in der Automobilindustrie einzelne Märkte 
bislang meist aus einem einzigen markt- und modellspezifischen Produktionsland heraus bedient 
(Head und Mayer, 2019). Daher dürfte der IRA zwar zu einer Ausweitung der Produktion von  

     
10 Die Transportkosten von E-Autos und Batterien sind höher als die von herkömmlichen Verbrennerfahrzeugen und -motoren, zum einen 

aufgrund des größeren Gewichts und zum anderen aufgrund der erhöhten Sicherheitsvorschriften wegen der größeren Brandgefahr (Klier 
und Rubenstein, 2022; Mayer und Vicard, 2023). 
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E-Autos in Nordamerika führen, die Produktion in Europa jedoch kaum negativ beeinflussen. 
Mit 30 % bis 40 % der Wertschöpfung sind Batterien ein zentraler Bestandteil der Wertschöp-

fungskette von E-Autos (IEA, 2022c). Bislang wird die Batterieproduktion von China dominiert, mit 
etwa 75 % der Produktion von Lithiumionenbatterien sowie ähnlich hohen Anteilen bei der Pro-
duktion chemischer Komponenten für Batterien. Die im IRA enthaltenen Kaufprämien für  
E-Autos schließen E-Autos mit Batterien aus, die Komponenten aus chinesischer Produktion ent-
halten, mit dem Ziel, unabhängiger von der chinesischen Batterieproduktion zu werden. Die An-
forderungen an den Anteil kritischer Materialien und produzierter Batterien, die aus heimischer 
Produktion oder aus Staaten mit einem Freihandelsabkommen mit den USA stammen müssen, 
verfolgen ebenfalls das Ziel, unabhängiger von China zu werden. Zum Aufbau US-amerikanischer 
Produktion von Batteriezellen werden diese im Rahmen des Advanced Manufacturing Production 
Tax Credit 45X mit 35 US-Dollar je Kilowattstunde und Batteriemodule mit 10 US-Dollar je Kilo-
wattstunde subventioniert (U.S. Congress, 2022). Aktuell verfügbare Batterien mit einer Speicher-
kapazität von 100 Kilowattstunden werden somit mit bis zu 4 500 US-Dollar gefördert. Bei maxi-
maler Förderung können die Produktionskosten für Batterien um ein Drittel sinken. Alternativ 
können Unternehmen, die kritische Mineralien verarbeiten, beim Anlagenbau eine Steuergut-
schrift von bis zu 30 % der Investition unter dem Advanced Energy Project Credit 48C beantragen 
(U.S. Congress, 2022). Diese Anlagenförderung, die auch den Bau von Batteriefabriken subven-
tioniert, ist circa 3 bis 20 Mal höher als vergleichbare europäische Förderungen (FuE oder kom-
merzielles IPCEI oder EU-ETS-Innovationsfonds; VDMA, 2023).  

Die Produktion von Batteriezellen dürfte in den USA schnell ausgebaut werden und ausrei-
chen, um die Nachfrage lokal zu bedienen (Mehdi und Moerenhout, 2023). Es dürfte jedoch 
schwierig werden, die Anforderungen an die Herkunft kritischer Materialien zu erfüllen. So ist zu 
erwarten, dass die USA auf absehbare Zeit auf Importe von Anoden- und Kathodenmaterial, die 
aktuell etwa 60 % bis 70 % der Wertschöpfung von Batterien ausmachen, angewiesen sein wer-
den (Mehdi und Moerenhout, 2023). Trost und Dunn (2023) schätzen, dass bei maximaler Aus-
weitung der Rohstoffimporte aus Staaten mit Freihandelsabkommen, im Jahr 2027 rund 2,5 Mil-
lionen Batterien pro Jahr den Anforderungen des IRA genügen würden. Das dürfte weniger als der 
Hälfte der in den USA verkauften E-Autos entsprechen. In einem Szenario mit geringerer Auswei-
tung der Importe rechnen die Autoren mit gut 1 Millionen Batterien pro Jahr. Da der überwiegende 
Teil der Batterieproduktion nicht gefördert werden dürfte, dürfte es aufgrund des IRA nicht zu 
umfassenden Produktionsverlagerungen in die USA kommen. Da die Kaufförderung für E-Autos 
ebenfalls diesen Anforderungen unterliegt, dürften die Batterien, die mit kritischen Materialien 
produziert werden, die aus Staaten kommen, mit denen die USA ein Freihandelsabkommen ha-
ben, in E-Autos verbaut werden, die in den USA verkauft werden. Die entsprechend geförderten 
Batterien dürften daher nicht in direktem Wettbewerb zu europäischen Batterien stehen. Für die 
Batteriewertschöpfungskette in Europa könnte allerdings der Anstieg der Nachfrage nach kriti-
schen Materialien aus Staaten, mit denen die USA ein Freihandelsabkommen hat, problematisch 
sein. Dies könnte die Diversifikationsbemühungen europäischer Hersteller erschweren.  
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Handlungsoptionen 
Der Sachverständigenrat teilt die von verschiede-
nen Seiten vorgetragenen Befürchtungen hinsicht-
lich des IRA nur eingeschränkt. Die Subventionen 
im Rahmen des IRA selbst werden voraussichtlich 
nur geringe gesamtwirtschaftliche Auswirkungen 
auf die EU haben. Für einzelne, zur Erreichung der 
Klimaziele relevante, Industriezweige könnten die 
Produktions- und Investitionszuschüsse des IRA 
den Anreiz verstärken, in den USA statt in der EU zu 
investieren. Es ist allerdings zu erwarten, dass sich 
die ohnehin bestehenden deutlichen Energiepreis-
unterschiede im Vergleich dazu stärker auswirken. 
Dadurch könnten einzelne Wirtschaftszweige ihre 
derzeitige Wettbewerbsfähigkeit verlieren. 

Subventionswettlauf vermeiden –  
Fördersystem überarbeiten 

Um die Wettbewerbsfähigkeit europäischer Unter-
nehmen zu stärken, werden auch in der EU zusätz-
liche Subventionen als Antwort auf den IRA gefor-
dert. Ein Subventionswettlauf wäre allerdings so-
wohl für die USA als auch für die EU mit erheblichen 
Wohlfahrtseinbußen verbunden und sollte daher 
vermieden werden. In der EU soll die durch die IRA-
Subventionen intendierte Steuerungswirkung in 
Richtung emissionsarmer Technologien in vielen 
Bereichen bereits mit dem CO2-Emissionshandel er-
reicht werden. Ein Vergleich des Umfangs der För-
derprogramme ergibt zudem, dass die EU emissi-
onsarme Technologien bereits jetzt in vergleichba-
rem Umfang fördert wie die USA mit dem IRA. Aller-
dings könnte die Ausgestaltung der Förderpro-
gramme in der EU angepasst werden. Die Steuerer-
leichterungen des IRA gehen mit einer höheren 
Planbarkeit für die Unternehmen einher als die eu-
ropäischen Förderprogramme. Sie dürften auch ei-
nen geringeren bürokratischen Aufwand verursa-
chen als Subventionen, die im Antragsverfahren 
vergeben werden. In der EU könnte bei bestehen-
den Programmen überprüft werden, wo die bürokra-
tischen Hürden zur Inanspruchnahme von Subven-
tionen durch berechtigte Unternehmen reduziert 
werden können. Die Mitgliedstaaten sollten sich bei 
ihrer Reaktion abstimmen und so weit wie möglich 
auf ein gemeinsames Vorgehen auf europäischer 
Ebene verständigen. Nationale Förderprogramme 
in Reaktion auf den IRA sollten nicht zu einem Bie-
terwettbewerb der einzelnen Mitgliedstaaten unter-

einander führen. Dies sollten die EU-Beihilferegeln 
weiterhin sicherstellen. 

Es kann zudem zielführend sein, Fördermittel stär-
ker an der Emissionsreduktion durch die geförder-
ten Aktivitäten auszurichten, etwa indem eine Zerti-
fizierung – so wie es in den USA im Fall der Förde-
rung von Wasserstoff geschieht – anhand des CO2-
Fußabdrucks von Aktivitäten und Produkten etab-
liert wird. Dies ist am besten kompatibel mit dem 
europäischen Emissionshandel und reduziert die 
regulatorische Unsicherheit und Komplexität. Da 
viele der Technologien, die für die grüne Transfor-
mation benötigt werden, neu oder weiterentwickelt 
werden müssen, sollte die Politik verstärkt Innova-
tionen in diesem Bereich fördern (JG 2020 Ziffern 
436 ff.). Darüber hinaus könnte beispielsweise die 
in Artikel 25 der Allgemeinen Gruppenfreistellungs-
verordnung (AGVO) der EU festgeschriebene Son-
derregelung für die Forschungsförderung kleiner 
und mittlerer Unternehmen im Rahmen der deut-
schen Forschungszulage genutzt werden (JG 2020 
Ziffer 588).  

Energieangebot ausbauen, um  
Energiepreisdifferenz zu reduzieren 

Da die Energiepreisunterschiede deutlich stärkere 
Auswirkungen auf die Standortattraktivität Europas 
haben dürften als der IRA selbst, sollten Anstren-
gungen unternommen werden, um die Energie-
preise in Europa zu reduzieren. Dazu sollte das 
Energieangebot durch einen beschleunigten Aus-
bau der erneuerbaren Energien erhöht werden. (JG 
2022 Ziffer 336). In Deutschland ist zeitnah der Zu-
bau wasserstofffähiger Gaskraftwerke notwendig 
(Bundesregierung, 2023; EWK, 2023). Ebenso soll-
ten die Strom- und Wasserstoffinfrastruktur zeitnah 
ausgebaut und die nötigen Wasserstoffmengen be-
schafft werden, um die Gaskraftwerke spätestens 
2035 klimaneutral betreiben zu können (JG 2022 
Ziffern 340 und 519 f.). Auch sollten die Flexibilitä-
ten und Speicherkapazitäten im Stromsystem er-
höht sowie der Ausbau der Verteilnetze mit größt-
möglichem Tempo vorangetrieben werden (EWK, 
2023; JG 2022 Kasten 17). Stärkere Anreize zur 
Flexibilisierung von Stromnachfrage und -angebot 
sowie zum Ausbau des Stromangebots in Regionen 
mit hoher Stromnachfrage könnten die Gesamtkos-
ten des Stromsystems senken. Dazu könnte eine 
Reform der Struktur der Netzentgelte oder die Stär-
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kung regional differenzierter Preissignale, etwa 
über eine Aufteilung des Marktgebietes in Preiszo-
nen, zielführend sein (EWK, 2023). Um die regula-
torische Unsicherheit zu reduzieren und somit die 
Planungssicherheit zu erhöhen, ist es wichtig, zeit-
nah Entscheidungen im Rahmen der „Plattform Kli-
maneutrales Stromsystem“ herbeizuführen. Wei-
tere Handlungsoptionen auf nationaler Ebene wä-
ren beispielsweise die Ausweitung der für erneuer-
bare Energien verfügbaren Flächen oder planungs-
rechtliche Verbesserungen (JG 2022 Ziffern 
338 ff.). Zudem könnte die Stromsteuer auf das eu-
ropäische Minimum gesenkt werden (JG 2020 Zif-
fern 382 ff.). 

Auf europäischer Ebene dürften die im EU Green In-
dustrial Deal vorgesehenen Maßnahmen zur Ver-
einfachung und Beschleunigung von Planungsver-
fahren einen Beitrag zum beschleunigten Ausbau 
der Erzeugungs- und Übertragungsinfrastruktur 
leisten (Europäische Kommission, 2023d). Darüber 
hinaus ist eine Stärkung der Kooperation der Mit-
gliedstaaten beim europaweiten Ausbau der Ener-
gieinfrastruktur notwendig. Dies würde die Gesamt-
kosten des europäischen Energiesystems reduzie-
ren (JG 2022 Ziffern 529 ff.). Eine gemeinsame eu-
ropäische Beschaffung von (erneuerbaren) Energie-
importen kann aufgrund der größeren Verhand-
lungsmacht der EU und durch Skaleneffekte eben-
falls kostensenkend wirken (Bauer et al., 2023; JG 
2022 Ziffern 288 und 518). 

Rohstoffversorgung sichern –  
Handelsabkommen stärken 

Der beschleunigte Ausbau erneuerbarer Energien 
und die Ausweitung der Produktion von E-Autos im 
Zuge des IRA dürften die Verfügbarkeit von kriti-
schen Rohstoffen kurzfristig weiter verknappen. 

Gleichzeitig dürften die strikten Domestic-Content-
Regelungen für kritische Rohstoffe deutliche An-
reize zum Ausbau der nordamerikanischen Roh-
stoffförderung setzen. Dadurch könnten sich neue 
Möglichkeiten zur Diversifizierung der europäi-
schen Rohstoffversorgung ergeben. Allerdings 
muss verhindert werden, dass es durch den IRA zu 
einer Vertiefung der Abhängigkeit beim Bezug von 
kritischen Rohstoffen aus China kommt, wenn in 
den USA ansässige Firmen ihre Nachfrage nach 
Rohstoffen aus anderen Bezugsländern stark erhö-
hen. Dafür könnte es hilfreich sein, die Kooperation 
im Rahmen der Minerals Security Partnership zu 
vertiefen, einer Initiative, der die USA, die Europäi-
sche Kommission sowie weitere entwickelte Volks-
wirtschaften angehören (JG 2022 Kasten 23). 
Gleichzeitig sollten die Anreize zum Aufbau heimi-
scher Kapazitäten für Rohstoffförderung und für 
Rohstoffrecycling gestärkt werden, etwa im Rah-
men des EU Critical Raw Material Acts (JG 2022 Zif-
fern 524 ff.). Nicht zuletzt sollte die Rohstoffversor-
gung durch neue Abkommen mit rohstoffproduzie-
renden Staaten verbessert werden (JG 2022 Ziffern 
514 ff.). 

Darüber hinaus sollte die EU die Ratifizierung von 
Handelsabkommen anstreben, die bereits ausver-
handelt sind (Mercosur) und laufende Verhandlun-
gen zügig vorantreiben (JG 2022 Ziffern 511 ff.). 
Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund sinnvoll, 
dass aktuelle Handelspartner der USA aufgrund der 
Domestic-Content-Bestimmungen ebenfalls einen 
Rückgang der Exporte in die USA erleben dürften. 
Gleichzeitig sollte eine Wiederaufnahme der Ver-
handlungen über ein Freihandelsabkommen mit 
den USA angestrebt werden, auch wenn ein Ab-
schluss dieser Verhandlungen erst in der längeren 
Frist Wirkung zeigen wird. 
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